
Präzedenzfall m i t weitreichender W i r k u n g werden, denn der 
Umgang m i t dem Aggressor Irak hat gezeigt, welch enormes 
ordnungspolitisches Potential den Vereinten Nationen inne­
wohnt , seit der Sicherheitsrat n icht mehr durch die Rivalität 
der beiden Supermächte blockiert w i r d . 

1 Text: V N 2/1991 S.74f£. ; zur irakischen Reaktion siehe den Brief des iraki­
schen Außenministers an UN-Generalsekretär Javier Pérez de Cuéllar 
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23517, S/23609, S/23663, S/23699, S/23709, S/23732, S/23761 und S/23803 
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Post v.17.2.1992. 
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Ein Marshall-Plan für Osteuropa: Pro und Contra 
Die Schuldenfrage als Thema der neunziger Jahre K U R T H Ü B N E R 

Die politischen und ökonomischen Umbrüche in Osteuropa 
stellen für die Staatengemeinschaft eine Herausforderung dar. 
Zum einen, weil sich mit der Auflösung der bipolaren Welt­
ordnung, wie sie sich nach dem Zweiten Weltkrieg etabliert 
hatte, die Notwendigkeit einer Neustrukturierung der weltpo­
litischen Beziehungen einschließlich des Auf- und Umbaus 
internationaler Institutionen stellt. Zum zweiten, weil das 
Gelingen der ökonomischen Transformation in Osteuropa in 
nicht unerheblichem Maße von der Bereitschaft der anderen 
Staaten des Weltsystems - insbesondere der entwickelten In­
dustrieländer — abhängen wird, sich an den Kosten dieses 
Umbaus zu beteiligen. Bereits im fahre 1990 hat die Wirt­
schaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (ECE) 
öffentlich Überlegungen angestellt, wie eine solche Unter­
stützung aussehen könnte.1 Der Vorschlag eines Marshall-
Plans für Osteuropa hat seitdem große Resonanz gefunden. 
Zugleich mehrten sich aber auch die Befürchtungen, daß die 
Aufbringung der dafür erforderlichen Mittel zu Lasten der 
Aufwendungen zugunsten der Dritten Welt gehen könnte; mit 
gutem Grund hat die 46. UN'-Generalversammlung in ihrer 
Resolution 46/202 die »Zusicherungen der entwickelten Län­
der und der multilateralen Finanzinstitute«, die Osthilfe wer­
de die den Entwicklungsländern zugedachten Ressourcen und 
Hilfsleistungen nicht verringern oder umlenken, in Erinne­
rung gebracht. 

Nach etwas mehr als zwei Jahren Erfahrungen m i t dem Über­
gang von realsozialistischen Planwirtschaften zu kapital ist i ­
schen Geld- u n d Marktwir tschaf ten muR jeder erste u n d vor­
läufige Bilanzierungsversuch zu einem ernüchternden Ergeb­
nis gelangen: Die Schwierigkeiten der Systemtransformation 
gestalten sich umfassender, als dies selbst vorsichtig-pessimi­
stische Beobachter i m Revolutionsjahr 1989 erwartet hatten. 
Heute ist deutl ich, daß das Projekt einer Instal l ierung moder­
ner M a r k t - u n d Geldwirtschaften voraussetzungsreich u n d 
m i t Bedingungen verknüpft ist, die wei t über das Feld der Öko­
nomie hinausreichen: Die Einr ichtung von Märkten u n d den 
dazugehörigen Preissystemen kann nur gelingen, wenn zu­
gleich ein ausdifferenziertes Inst i tut ionensystem (Tarifver­

tragssystem, Finanzsystem, Zentralbanksystem, soziale Siche­
rungseinrichtungen u n d so fort) entfaltet w i r d . Erschwerend 
k o m m t dazu, daß dem Übergang von einem System z u m ande­
ren eine Eigendynamik innewohnt , die sowohl verstärkende 
als auch blockierende Tendenzen aufweist. So verweist etwa 
der Harvard-Ökonom Jeffrey Sachs, der als Wirtschaftsberater 
i n der ersten Phase der polnischen Transformation tätig war, 
darauf, daß das größte Risiko für Osteuropa gegenwärtig i m 
sich ausbreitenden Populismus u n d i n der Zerspli t terung der 
poli t ischen Macht der Parlamente liege, die dazu führen könn­
ten, daß die weiteren wicht igen Maßnahmen des Systemwan­
dels verzögert oder nur i n abgeschwächter Form vorgenommen 
würden. 2 Tatsächlich lassen sich i n Polen, aber ansatzweise 
auch i n der Tschechoslowakei sowie i n Albanien u n d Bulga­
r ien erste Anzeichen einer Reformmüdigkeit erkennen. Zwar 
ist von ke inem dieser Länder zu erwarten, daß die Reformpro­
zesse gestoppt werden; je längerer Zei t f re i l i ch die Transforma­
tionsprozesse bedürfen u n d je höhere soziale Kosten damit ver­
bunden sind, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit sozialer 
Konf l ik te , die sich schnell m i t nationalistisch-ethnischen 
Auseinandersetzungen überlagern können, einzuschätzen. 

Eine erste Zwischenbilanz der Transformation 

D i e osteuropäischen Transformationsökonomien (Albanien, 
Bulgarien, Jugoslawien, Polen, Rumänien, Tschechoslowakei, 
Ungarn u n d der gesamte Bereich der ehemaligen Sowjetunion) 
befinden sich zwei Jahre nach den tiefgreifenden poli t ischen 
Umbrüchen i n einer ausgeprägten wirtschaft l ichen Struktur­
krise. I n allen Ländern ist die Industr ieproduktion i n den Jah­
ren 1990 u n d 1991 absolut zurückgegangen: D i e negativen 
Wachstumsraten reichen von 1,2 beziehungsweise 3,7 Prozent 
für die ehemalige UdSSR respektive Ungarn bis zu 20-25 be­
ziehungsweise 32 Prozent i n Jugoslawien u n d Bulgarien (vgl. 
dazu Tabelle 1). Dramatisch sind die Einbrüche bei den Brutto-
anlageinvestitionen, die i m Jahre 1991 u m durchschnit t l ich 
ein Fünftel gesunken sind. Rückläufige Produktionsergebnisse 
gehen m i t h i n Hand i n Hand m i t einer Schrumpfung des Kapi­
talstocks. Prekär ist auch die Rate der Geldentwertung, die an 
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Beschleunigung gewinnt. Ausnahmen stellen nur Polen und 
Jugoslawien dar, denen es gelungen ist, ihre Hyperinf lat ionen 
von 584 beziehungsweise 1587 Prozent i m Jahr 1990 unter 
Kontrolle zu bekommen. Dieser Erfolg hat i n Jugoslawien an­
gesichts der durch den Bürgerkrieg beschleunigten Zerrüttung 
der Ökonomie bereits keinen Bestand mehr. Für Länder wie 
Bulgarien u n d Rumänien, die zu den Nachzüglern der Reform­
prozesse zu zählen sind, deuten sich Tendenzen einer Hyper-
inf lat ionierung an, die angesichts der pol i t isch schwachen Re­
gierungen u n d geringen Fortschritts beim Aufbau eines moder­
nen Geld- und Kreditsystems nur schwierig unter Kontrol le zu 
bringen sein werden. Vergleichbares g i l t für die Länder der Ge­
meinschaft Unabhängiger Staaten (GUS), i n denen zwar die 
Preise liberalisiert wurden, aber die E n t w i c k l u n g der Geld­
menge keiner Kontrol le unterworfen wurde. 

Tabelle 1: 
Ökonomische Indikatoren der Transformationsökonomien 

Industrie- Brutto­ Inflations­ Handels­
Produktion investition rate bilanz 

1989 1990 1991 1990 1991 1990 1991 1989 1990 
Bulgarien 2,2 -14,1 -32 -12,0 -35 19,3 358,8 -1,2 -0,8 
Jugoslawien 0,9 -10,3 -20/25 -7,0 - 1587,6 85,8 -1,5 -4,2 
Polen -0,5 -23,3 •15 -8,0 -12 584,7 74,5 0,2 2,2 
Rumänien -2,1 -19,8 •18 -35 -30 - 197,6 2,6 -1,7 
Sowjetunion 1,7 -1,2 -9 -4,3 -7 5,0 70,6 -2,3 -1,4 
Tschecho­

1,7 -1,2 -4,3 5,0 70,6 -2,3 -1,4 

slowakei 0,8 -3,7 -23 -25,4 -30 10,0 10,4 0,4 -0,8 
Ungarn -2,5 -5,0 -23 -8,7 -12 28,9 35,8 0,5 0,3 

Industrieproduktion, Bruttoanlageinvestitionen, Inflationsrate: Veränderung ge­
genüber Vorjahreszeitraum in v H , Inflationsrate 1991 : Januar bis August/Septem­
ber, Handelsbilanz in Mrd US-Dollar 
Quelle: Zusammengestellt nach E C E ( U N Publ. E.91.II.E.39), S.26ff., 126f. 

Bedenklich s t i m m e n schließlich auch die Außenhandelsbilan­
zen der osteuropäischen Volkswirtschaften, die 1990 m i t Aus­
nahme Ungarns und Polens alle m i t Def iz i t abschlossen. I m 
Vergleich z u m Revolutionsjahr 1989 hatten insbesondere Jugo­
slawien, Rumänien und die Tschechoslowakei eine fundamen­
tale Verschlechterung ihrer Export-Import-Relationen m i t den 
westlichen Ländern zu verzeichnen: steigenden Importen 
stand ein Rückgang der wertmäßigen Exporte gegenüber. Info l ­
ge der allenthalben grassierenden Devisenknappheit ist frei­
l i c h n icht davon auszugehen, daß sich aus diesem Mißverhält­
nis ein stabiler Trend i n Richtung tiefgreifender strukturel ler 
Handelsbilanzdefizite ergeben könnte. Angesichts des gerin­
gen Niveaus der Arbeitsproduktivität und des technisch völlig 
überalterten Kapitalstocks nahezu aller Industriesektoren die­
ser Länder ist andererseits aber auch kein vom Export induzier­
tes Wachstum zu erwarten, das eine strukturel le Verbesserung 
der Außenhandelsbilanzen bringen könnte. Die außenwirt­
schaftlichen Beziehungen dürften vielmehr eine offene Flanke 
der Reformprozesse bleiben, n icht zuletzt auch deshalb, w e i l 
alle Transformationsökonomien als hoch verschuldet einge­
stuft werden müssen (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2: 
Nettoverschuldung der osteuropäischen Ökonomien in konvertiblen 

Währungen 
(in Mrd US-Dollar) 

1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 
Bulgarien 1,65 3,57 5,13 6,14 7,96 10,5 10,4 
Jugoslawien - - 11,0 10,5 
Polen 28,21 31,87 35,81 34,12 37,47 44,0 40,2 
Rumänien 6,49 6,35 5,13 1,99 -1,25 0,7 2,0 
Sowjetunion 15,84 16,63 25,07 27,75 39,32 53,9 54,0 
Tschecho­

15,84 25,07 

slowakei 3,60 4,35 5,06 5,61 5,72 7,0 7,2 
Ungarn 11,53 14,73 18,09 18,25 19,44 20,2 18,2 

Nettoverschuldung: Bruttoverschuldung minus Einlagen bei Banken, die der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich berichten. 1991: Januar bis Juni 
Quelle: Zusammengestellt nach O E C D , Financial Market Trends, February 1991, 
S.18f.; E C E ( U N Publ. E.91.II.E.39), S.105 

Aus der Tabelle ist auf den ersten Blick ersichtlich, daß die A u ­
ßenschulden der osteuropäischen Transformationsökonomien 
lange vor den Reformprozessen eingegangen wurden. Es han­
delt sich bei diesen Schulden m i t h i n u m Erblasten, die sich i n ­
folge der m i t ihnen verbundenen Zins- und Tilgungsleistungen 
i n negativen Leistungsbilanzen niederschlagen. M i t Ausnah­
me Rumäniens, das seine i m Verhältnis zur Exportkraft des 
Landes hohen Außenschulden über drakonische Einsparmaß-
nahmen und rigorose Importdrosselung hat reduzieren kön­
nen, sind alle osteuropäischen Länder zu den Staaten m i t m i t t ­
leren oder schweren Schuldendienstproblemen i m Sinne der 
Weltbank-Def ini t ion zu zählen. Angesichts des hohen Kredit­
bedarfs dieser Länder i m Zuge der Transformation, der primär 
über internationale Einrichtungen wie den IMF, die Weltbank, 
die neugegründete Europäische Bank für Wiederaufbau u n d 
E n t w i c k l u n g sowie über b i - und mult i laterale Kreditvereinba­
rungen abgedeckt werden w i r d , ist i n nächster Z u k u n f t m i t 
keiner substantiellen Verringerung der Schuldendienstlasten 
zu rechnen. 
Die knapp skizzierten ökonomischen Strukturkonstel lat ionen 
der osteuropäischen Transformationsökonomien weisen auf 
den ersten Blick starke Ähnlichkeiten m i t denen vieler Länder 
der sogenannten D r i t t e n Welt auf. Freilich wäre es irreführend, 
die Entwicklungsprobleme beider Ländergruppen gleichzuset­
zen. Z u m ersten ist i n Rechnung zu stellen, daß die Länder 
Osteuropas vor einem bislang einmaligem historischen Expe­
r iment stehen, für dessen Verlauf n icht e inmal angemessene 
sozialwissenschaftliche Blaupausen existieren. Umgebaut 
w i r d n icht al le in ein zentraler Sektor der Ökonomie oder ein 
Subsystem der Pol i t ik , sondern ganze Gesellschaften und de­
ren i n den letzten vierzig beziehungsweise siebzig Jahren auf­
gebautes Inst i tutionensystem und das von der Bevölkerung er­
worbene Sozialverhalten. Z u m zweiten g i l t es zu berücksichti­
gen, daß die meisten Transformationsökonomien i m Unter­
schied zu vielen Ländern der D r i t t e n Welt über lange i n d u ­
strielle Erfahrungen und breit ausgebaute Industriesektoren 
verfügen, die allerdings unter den spezifischen Bedingungen ei­
ner protektiven Abschirmung gegenüber dem Wel tmarkt ope­
riert haben und sich heute als technisch wie qualifikationsmä­
ßig wettbewerbsunfähig erweisen. Für die osteuropäischen 
Länder besteht m i t h i n die Notwendigkeit , s imul tan die kon­
kurrenzschwachen und technisch obsoleten Industriesektoren 
abzubauen u n d neue, auf dem Wel tmarkt konkurrenzfähige 
Produktionsl inien aufzubauen. Z u m dr i t ten unterscheiden 
sich die osteuropäischen Länder von denen der D r i t t e n Welt 
durch ihre geographische Nähe zu Westeuropa, die sich i m wei­
teren Verlauf der Transformation noch als polit ischer Vorteil 
erweisen könnte: Traditionelle Austauschbeziehungen, die 
nach dem Zwei ten Weltkrieg aus Gründen des Blockgegensat­
zes gekappt wurden, könnte man versuchen wiederzubeleben; 
perspektivisch könnte ein einheitl icher europäischer M a r k t 
angestrebt werden, innerhalb dessen den osteuropäischen 
Ökonomien ein gleichberechtigter Status zuerkannt w i r d . 
Gegenüber dieser Aufzählung von Differenzen ist f re i l ich auch 
ins Feld zu führen, daß die osteuropäischen Transformations­
ökonomien h ins icht l i ch ihres Niveaus der Reichtumsproduk­
t i o n näher bei der Gruppe der Entwicklungsländer als bei der 
der entwickel ten Industriestaaten angesiedelt sind. Auch 
wenn internationale Vergleiche der durchschnitt l ichen Pro­
Kopf-Einkommen schon wegen der zahfreichen methodischen 
Probleme der Wechselkurs- u n d Kaufkraftparitätenbestim­
mungen m i t Vorsicht zu interpretieren sind, dürften jüngste 
gemeinsam von der Organisation für wirtschaft l iche Zusam­
menarbeit u n d E n t w i c k l u n g (OECD), der Weltbank und dem 
IMF vorgenommene Berechnungen für Osteuropa doch ein rea­
listisches Bi ld der Situation vermit te ln . Danach bewegte sich 
beispielsweise das Pro-Kopf-Einkommen der früheren Sowjet­
u n i o n (einschließlich der baltischen Republiken) i m Jahr 1989 
auf etwa 1780 US-Dollar, und damit etwa auf dem Niveau von 
Peru, Chi le oder Costa Rica. Angesichts solcher Daten ist es 
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dann auch n icht weiter erstaunlich, daß beispielsweise die 
deutsche Bundesregierung erwägt, den GUS-Staaten den Sta­
tus von Entwicklungsländern einzuräumen, u m so w i e die 
USA und Schweden die Hilfeleistungen i m Rahmen u n d unter 
den Kondit ionen der üblichen Entwicklungshi l fe zu organisie­
ren. Für eine solche Vorgehensweise spricht, daß Entwick­
lungsländer und die osteuropäischen Transformationsökono­
m i e n bei allen Unterschieden ein generelles Entwicklungs­
problem tei len: Beide Ländergruppen haben unter den Bedin­
gungen einer abhängigen Weltmarkt integrat ion eine Moderni ­
sierung ihrer polit ischen u n d ökonomischen Systeme voranzu­
treiben. 

Internationale Regime und der Ruf nach einem zweiten 
Marshall-Plan 

Die pol i t ischen u n d ökonomischen Umbrüche i n Osteuropa 
waren von Beginn an begleitet von f inanziel len u n d techni­
schen Hilfeleistungen der westlichen Industrieländer u n d der 
mult i la tera len Ins t i tut ionen. Dazu zählen Maßnahmen zur Si­
cherung des Z u t r i t t s zu westl ichen Märkten, Darlehen zur 
Zahlungsbilanz- und Währungsstabilisierung sowie diverse 
Projektfinanzierungen u n d humanitäre Notfallprogramme. 
Nach Angaben der Kommiss ion der Europäischen Gemein­
schaften wurden den osteuropäischen Ländern al lein von den 
i n der »G-24- zusammengefaßten Industrieländern bis M a i 
1991 insgesamt 31 M r d Dol lar zugesagt. Dazu k o m m e n Netto­
ausleihungen des I M F i n der ersten Hälfte des Jahres 1991 i n 
Höhe von 2,8 M r d ; die Weltbank hat ihre Ausleihungen i n die 
Region von etwas mehr als 500 M i l l Dol lar i m Jahr 1989 auf 
3,5 M r d i m Jahr 1991 ausgeweitet; zu erwähnen sind schließ­
l i c h noch verschiedene außerordentliche Finanzhilfen i m Rah­
m e n der Umschuldungsvereinbarungen, die sich beispielswei­
se i m polnischen Falle al le in auf gut 4 M r d Dol lar i m ersten 
Halbjahr 1991 belaufen haben, 3 sowie diverse bilaterale Kredite 
u n d Importdarlehen. 
Angesichts der Komplexität der Übergangsprozesse wie der 
m i t ihnen verbundenen poli t ischen Risiken, die sich n icht auf 
die Transformationsökonomien begrenzen lassen, stellen der­
artige Hilfeleistungen eine unabdingbare Notwendigkei t dar. 
Freilich ist m i t bloß quant i ta t iv angelegten u n d bloß auf Ein­
zelfelder des Umbaus zielenden Hilfeleistungen der schwierige 
Weg der Systemtransformation nicht zu bewältigen. Ein 
Hauptproblem der westlichen Hilfeleistungen, so die ECE, be­
steht darin, diese Hilfsmaßnahmen so zu koordinieren, daß 
Verdoppelungen und vor a l lem eine Vergeudung von Ressour­
cen ausgeschlossen werden. Für die auch von anderen Ins t i tu ­
t ionen und Personen erhobenen Forderungen nach einem u m ­
fassenden Programm i n Gestalt eines »zweiten Marshall-Plans< 
werden verschiedene Vorteile reklamiert : 
• Weil die Transformationsprozesse sehr lange Zeiträume, in einzel­
nen Fällen Jahrzehnte, benötigen, wirkt eine verpflichtende Zustim­
mung zu konzertierten Aktionen als vertrauensstiftendes Signal für al­
le Beteiligten^ 
• weil der Ubergangsprozeß eine »terra incognita- darstellt und des­
halb flexible und pragmatische Reaktionen der Politik auf neue Situa­
tionen erforderlich macht, können aus regierungsoffiziellen und tech­
nischen Experten aus Ost und West zusammengesetzte Gremien wich­
tige Politikberatungsdienste leisten; 
• die Kohärenz sowohl der westlichen Hilfeleistungen als auch der 
nationalen Transformationsprogramme kann durch eine koordinieren­
de Institution sichergestellt werden; 
• die selbständig entwickelten nationalen Transformationsprogram­
me können im Rahmen eines solchen Forams abgeglichen und besser 
aufeinander abgestimmt werden,-
• durch solche Koordinationsmaßnahmen wird Vertrauen bei den 
Bevölkerungen auch für den Fall erzeugt, daß die Transformationspro­
zesse langsamer verlaufen als erwartet und höhere soziale Kosten ver­
ursachen; 
• weil ein solches umfassendes Programm alle osteuropäischen Län­
der zu umfassen hätte, würde der Gefahr begegnet, daß einzelne Län­
der befürchten müssen, vor den Türen des westlichen Clubs warten zu 
müssen.4 

Das Vorbild für einen solchen Königsweg ist das von den USA 

nach dem Zwei ten Weltkrieg lancierte Europäische Wiederauf­
bauprogramm (European Recovery Program, ERP), das nach 
dem Außenminister des US-Präsidenten Harry Truman, Gene­
ral George C. Marshall , benannt wurde. Vergegenwärtigt m a n 
sich die Modalitäten u n d Absichten dieses »ersten« Marshal l -
Plans noch einmal , dann zeigt sich frei l ich, daß m i t solchen 
Forderungen mehr an den M y t h o s des ERP als an dessen kon­
krete Ausgestaltung angeknüpft werden soll . Zwischen 1948 
u n d 1951/52 wurden als H i l f e z u m Wiederaufbau der kriegszer­
störten Volkswirtschaften 16 europäischen Ländern insgesamt 
etwa 12,4 M r d Dol lar zur Verfügung gestellt, davon nahezu 
90 v H i n Form von Schenkungen. Die größten Empfängerlän­
der waren Großbritannien (2,5 M r d Dollar) , Frankreich (2,8 
Mrd) , I ta l ien (1,5 Mrd) u n d Westdeutschland (1,4 Mrd) . D i e 
restlichen Gelder te i l ten sich 12 weitere Länder, darunter die 
Türkei, Jugoslawien, Island u n d Schweden. Die eigentliche Be­
deutung des Marshall-Planes ist n icht i n den ausgelösten 
kurzfr ist igen ökonomischen Wirkungen, deren quantitative 
Ausmaße heute als relativ gering angesehen werden können, 
sondern i n den strukturel len Festschreibungen u n d poli t ischen 
Zielsetzungen zu sehen. Faktisch war das ERP Bestandteil ei­
ner globalpolitischen Strategie der USA. 
Bereits seit etwa 1943 waren i n den verschiedenen Ressorts der 
US-amerikanischen Regierung Überlegungen angestellt wor­
den, wie eine kapitalistische Weltwirtschaftsordnung nach ei­
nem siegreichen Ausgang des Z w e i t e n Weltkrieges gestaltet 
werden könnte. Durchgesetzt hat sich schließlich das Pro­
gramm eines mult i la tera len Weltkapital ismus unter Wahrung 
der Vormachtstellung der USA. I n schneller Folge wurde eine 
Reihe mult i lateraler Ins t i tu t ionen wie etwa der IMF, die Welt­
bank oder das G A T T gegründet, deren Hauptaufgabe es war, ei­
ne nichtprotektionist ische Welthandelsordnung zu schaffen 
u n d den freien Fluß von Kapital i n einem System fester Wech­
selkurse zu garantieren. I n diese Reihe internationaler Regime 
paßte sich auch der Marshall-Plan ein. Seine politische Ab­
sicht, so Präsident Truman, war die Verhinderung der Entste­
hung »nationaler Kapitalismen-, w i e sie sich i n Westeuropa u n ­
mit te lbar nach dem Z w e i t e n Weltkrieg abzuzeichnen began­
nen. Staatliche Interventionen i n den ökonomischen Prozeß 
mi t te l s Devisen- u n d Kapitalverkehrskontrollen u n d bilaterale 
Handelsvereinbarungen sollten deshalb zugunsten der freien 
Beweglichkeit von Kapital - sei es i n Gestalt von Warenver­
kehr, Direkt invest i t ionen oder als Kreditgeld - unterbunden 
werden. Eine solche Weltwirtschaftsordnung war durchaus i m 
wohlverstandenen Eigeninteresse der USA. Dank ihres techno­
logisch überlegenen Produktionsapparates u n d der hohen Ar­
beitsproduktivität mußten sie damals die internationale Kon­
kurrenz n icht fürchten,- m i t der Geldvergabe i m Rahmen des 
ERP übernahmen sie darüber hinaus ihre Rolle als Weltgläubi­
gernation u n d trugen dadurch noch zu einer Verstärkung der 
Kon junkturdynamik bei. Indem sie die Länder Westeuropas, 
aber auch einige Länder der D r i t t e n Welt m i t dem Weltgeld 
Dol lar versorgten, wurden so die Grundlagen eines internatio­
nalen Warenaustauschs und damit auch eines internationalen 
Kapitalismus bereitet. 
Die Dollargeschenke wurden durchaus eigennützig vertei l t . 
I m »Economic Cooperation Act< von 1948, der gesetzlichen 
Grundlage des Marshall-Plans, wurden äußerst detail l iert die 
Bedingungen für die Verteilung der Gelder festgeschrieben. Die 
Geschenke waren nicht umsonst. Jedes Empfängerland mußte 
einen bilateralen Vertrag m i t den USA abschließen und sich 
darin verpflichten, sich den Zielsetzungen des Gesetzes zu u n ­
terwerfen. Auf diese Weise konnten die USA die Verwendung 
der Dollargeschenke n icht nur kontrol l ieren, sondern i n we­
sentlichen Teilen sogar selbst festlegen. I m Falle der Hi l fe le i ­
stungen an Westdeutschland wurde überdies eine Regelung ge­
troffen, wonach die aus den sogenannten Gegenwertfonds ent­
nommenen M i t t e l erst nach einer Prüfung u n d Genehmigung 
seitens einer eigens eingerichteten US-amerikanischen Ver­
wal tung einer Verwendung zugeführt werden konnten. Bei die-
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In einem keineswegs über jeden völkerrechtlichen Zweifel erhabe­
nen, jedoch seitens der internationalen Staatengemeinschaft unbean­
standet gebliebenen Verfahren hat die Russische Föderation die Nach­
folge der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in den Verein­
ten Nationen - und das heißt auch als Ständiges Mitglied des Sicher­
heitsrats - angetreten. Die äußere Form, in der sich der Übergang 
vollzog, stand in erkennbarem Gegensatz zur historischen Bedeutung 
des Schritts; unter anderem teilte mit Schreiben vom 27Januar 1992 
der bisherige Vertreter der Sowjetunion, Julij Woronzow, dem Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen mit der Bitte um Weitergabe an 
die am Sitz der Vereinten Nationen vertretenen Staaten den Text einer 
an die diplomatischen Vertretungen in Moskau gerichteten Note des 
russischen Außenministeriums mit. Darin heißt es lapidar: »Die Rus­
sische Föderation wird weiterhin ihre Rechte ausüben und ihre Ver­
pflichtungen erfüllen, die sich aus den von der Union der Sozialisti­
schen Sowjetrepubliken geschlossenen Verträgen ergeben. Dement­
sprechend wird die Regierung der Russischen Föderation die früher 
von der Regierung der Sowjetunion ausgeübten Funktionen als Depo­
sitar der entsprechenden multilateralen Verträge ausüben. In diesem 
Zusammenhang ersucht das Ministerium darum, daß die Russische 
Föderation anstelle der Sowjetunion als Vertragspartei aller in Kraß 
befindlichen internationalen Übereinkommen betrachtet wird.« 

sen Gegenwertfonds handelte es sich u m Finanzmittel , die I m ­
porteure i n deutscher Währung abführen mußten, soweit sie 
Waren aus dem ERP nach Westdeutschland einführten. Auf 
diesem Wege konnten die Vereinigten Staaten die westdeut­
sche Wirtschaftspoli t ik unauffällig, aber doch effizient kon­
trol l ieren. 
Obwohl auch heute Bestrebungen der westlichen Geberländer 
zu beobachten sind, die Hilfeleistungen an Osteuropa m i t 
Konditionalitäten zu verbinden, die über die üblichen IMF-
Kreditvergaberichtlinien hinausgehen, 5 zielt der Ruf nach ei­
nem zweiten Marshall-Plan doch eher auf die auf diese Weise 
mobilisierbaren f inanziel len Ressourcen. Auch soll er n icht 
Vehikel einer globalpolitischen Strategie eines einzelnen welt ­

polit ischen Akteurs sein, sondern gerade eine gleichberechtig­
te konzertierte A k t i o n vieler Akteure bewerkstelligen helfen. 
Dennoch ist Skepsis gegenüber einer solchen Forderung ange­
zeigt. Die Skepsis gründet z u m einen i n den quanti tat iven D i ­
mensionen eines zweiten Marshall-Plans und z u m anderen i n 
den daraus folgenden weltökonomischen Konsequenzen, ins­
besondere den Folgen für die Länder der D r i t t e n Welt. 

Weltökonomische Konsequenzen eines zweiten Marshall-
Plans 

Obzwar die Forderung nach einem zweiten Marshall-Plan wei t 
verbreitet ist, werden die damit verbundenen Hnanzströme 
und deren Aufbr ingung nur selten präzise spezifiziert. U m eine 
solche Präzisierung i m s tr ikten Sinne des als Vorbild dienen­
den Plans aus der Nachkriegszeit vorzunehmen, bietet es sich 
an, die damals zur Verfügung gestellten 12,4 M r d Dol lar i n 
heutige Dollar-Beträge umzurechnen. Vier Möglichkeiten, die 
zu unterschiedlichen Ergebnissen führen, lassen sich vorstel­
len: 
> Korrigiert man den ursprünglichen Betrag um den US-amerikani­

schen Bruttoinlandsprodukt-Deflator des Jahres 1989, dann ergibt 
sich ein Betrag von 65,4 Mrd Dollar. Umgerechnet auf vier Jahre, die 
Laufzeit des ersten Marshall-Plans, ergibt sich ein jährlicher Trans­
fer von 16,4 Mrd. 

> Folgt man dem Vorschlag der ECE aus dem fahr 1990, dann wird 
nicht nur der Ursprungsbetrag deflationiert, sondern auch das Kri­
terium eines gleichen Pro-Kopf-Transfers zugrundegelegt. In die­
sem Falle ergibt sich ein Gesamtbetrag von 66,8 Mrd Dollar oder 
16,7 Mrd pro Jahr. 

> Geht man davon aus, daß der neue wie der erste Marshall-Plan im 
Durchschnitt zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts der Empfän­
gerländer abdecken muß, dann ergibt sich ein jährlicher Transfer 
von 48 Mrd Dollar. 

> Stellt man schließlich in Rechnung, daß der erste Marshall-Plan 
etwa ein Prozent des durchschnittlichen Bruttoinlandsprodukts der 
USA zur Verfügung gestellt hat, dann würde diese Marge, ange­
wandt auf die OECD-Länder, einen Transfer von jährlich 136 Mrd 
Dollar implizieren. 6 

Bereits diese einfachen Aktual is ierungen der f inanziel len D i ­
mensionen eines Marshall-Plans für Osteuropa machen deut­
l ich , wie groß die Spannweite eines solchen Vorschlags sein 
kann. Ob die damit jeweils mobilisierbaren Finanzressourcen 
auch nur annähernd ausreichen würden, u m den Aufholprozeß 
z u m Erfolg zu bringen, darf bezweifelt werden. Erste Berech­
nungen des notwendigen Kapitalaufwands, u m diese Länder 
innerhalb von zehn Jahren an das durchschnitt l iche westliche 
Niveau der Arbeitsproduktivität heranzuführen, haben erge­
ben, daß dazu über einen Z e i t r a u m von zehn Jahren jährlich 
Investit ionen von 1,58 Bi l l ionen Dol lar erforderlich wären. 7 

Selbst wenn man einmal von der weitestgehendsten Marshall-
Plan-Interpretation m i t einem Transfer von jährlich 136 M r d 
Dol lar über vier Jahre u n d einer - unrealistisch hohen - fünf­
zigprozentigen Eigenfinanzierungsquote ausgeht, bliebe i m ­
mer noch ein jährlicher Investitionsbedarf von etwa 650 M r d , 
der über private Operationen des westlichen Auslandes ge­
deckt werden müßte. Stellt m a n i n Rechnung, daß die osteuro­
päischen Ökonomien (ohne Sowjetunion) i m Jahr 1990 m i t 
Ausnahme Jugoslawiens Nettoabflüsse von Finanzmit te ln zu 
verzeichnen hatten u n d auch die Verbesserung i m ersten Halb­
jahr 1991 m i t einem Nettozufluß von insgesamt weniger als 
1,6 M r d Dol lar äußerst bescheiden ausgefallen ist, dann darf 
m i t Recht vermutet werden, daß die privaten westlichen Sek­
toren n icht i n der Lage sein werden, diese Investitionslücke 
auch nur annähernd zu schließen. Z u bedenken ist schließlich, 
daß die Mittelvergabe i m Rahmen eines Marshall-Plans haupt­
sächlich i n Form einseitiger Übertragungen zu erfolgen hätte, 
wenn sich die prekäre Verschuldung der Region n icht noch 
weiter zuspitzen soll . Dies wiederum hätte fre i l ich eine starke 
politische Bereitschaft bei den westlichen Regierungen und 
vor a l lem den Wahlbevölkerungen zur Voraussetzung, w e i l der­
artige Finanztransfers z u m einen nicht ohne weiterreichende 
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Umstruktur ierungen der öffentlichen Budgets bewerkstelligt 
werden könnten u n d z u m anderen Schenkungen schnell Pro­
bleme der poli t ischen Legi t imat ion aufwerfen dürften. Ein 
zweiter Marshall-Plan könnte somit zwar init i ierende W i r k u n ­
gen zeitigen, aber die grundlegenden Probleme der Transfor­
m a t i o n osteuropäischer Volkswirtschaften n icht lösen. Paralle­
len z u m ERP der Nachkriegszeit verdeutlichen diese Einschät­
zung. So gehört es heute etwa z u m gesicherten sozialwissen­
schaftlichen Wissen, daß die damals transferierten M i t t e l erst 
i n dem M o m e n t ausgabenwirksam wurden, als die ökonomi­
sche Erholung, insbesondere die der industr ie l len Sektoren, 
bereits eingesetzt hatte; das Beispiel der westdeutschen Re­
k o n s t r u k t i o n wiederum verweist darauf, daß zwischen der Hö­
he der Transfersumme u n d der Stärke und Intensität des w i r t ­
schaftlichen Aufschwungs ke in direkter Zusammenhang be­
steht. 8 

Die Forderung nach einem zweiten Marshall-Plan begegnet 
noch einem weiteren Problem, das unmit te lbar m i t der Frage 
der Finanzierung solcher Transfers zusammenhängt. Prinzi­
p ie l l kann der auf verschiedenste Weise berechnete West-Ost-
Transfer auf zwei Wegen aufgebracht werden: durch eine Erhö­
hung der Sparquote i n den westl ichen Ökonomien u n d durch 
Umschichtungen i n den staatlichen u n d mult i la tera len Haus­
halten. Auf die Erörterung von Vorschlägen, die Transfers 
durch umfangreiche Kürzungen der Militärausgaben zu f inan­
zieren, 9 soll hier deshalb verzichtet werden, w e i l solche Anre­
gungen zwar einsichtig sein mögen, aber an den poli t ischen 
Realitäten kurz- u n d m i t t e l f r i s t i g scheitern müssen. 
Betrachten w i r zunächst die O p t i o n einer steigenden Netto-
sparquote i n den westlichen Industrieländern: E in solcher A n ­
stieg setzt eine Steigerung der Realzinsen voraus, w e i l nur u n ­
ter dieser Voraussetzung ein zusätzliches Sparmotiv gegeben 
ist. Erste ökonometrische Simulationsrechnungen zeigen, daß 
i m Falle der Finanzierung eines jährlichen West-Ost-Transfers 
i n Höhe von 90 M r d Dol lar ein Anstieg des Realzinses u m ei­
nen Prozentpunkt i n den Industrieländern sich i n einen A n ­
stieg der Realzinsen u m drei Prozentpunkte i n den Entwick­
lungsländern übersetzen würde. Ein solcher Zinsanstieg hätte 
zur Folge, daß sich i n den Entwicklungsländern Investit ionen 
und Kredite real verteuern, die Produkt ion gedrosselt w i r d u n d 
vor a l lem die Schuldendienstbelastungen gegenüber dem west­
l ichen Ausland deutl ich ansteigen.Versuchen die westlichen 
Transferländer einen solchen Zinsschock zu vermeiden u n d 
i m Sinne der zweiten O p t i o n die Bereitstellung finanzieller 
Ressourcen für Osteuropa durch eine Umverte i lung ihrer 
internationalen Leistungen zu Lasten der Entwicklungsländer 
zu finanzieren, dann würde dieser S imulat ion zufolge das 
durchschnitt l iche Bruttoinlandsprodukt der Entwicklungslän­
der u m 3 Prozent jährlich zurückgehen. 1 0 Ein solcher Wachs­
tumseinbruch hätte n icht nur einen Anstieg der Arbeitslosen­
zahlen u n d eine Verringerung der staatlichen Steuereinnah­
men, sondern auch eine weitere Verschlechterung der Schul-
dendienstkapazitäten zur Folge. 

Beide Optionen der Hnanzierung eines zweiten Marshall-
Plans zeitigen m i t h i n einen Effekt zu Lasten der Länder der 
D r i t t e n Welt: Potentielle Wohlfahrtsgewinne der osteuropäi­
schen Länder würden m i t Wohlfahrtsverlusten der Länder der 
D r i t t e n Welt bezahlt. Schon ein nur einprozentiger Anstieg der 
internationalen Zinssätze infolge einer Kreditf inanzierung der 
West-Ost-Transfers würde für die 15 höchjtverschuldeten Län­
der der D r i t t e n Welt eine jährliche Erhöhung des Zinsendien­
stes u m 3,3 M r d Dol lar bedeuten; selbst die Länder i m A f r i k a 
südlich der Sahara, die einen relativ hohen A n t e i l öffentlicher 
u n d damit zinsverbilligter Kredite aufweisen, hätten i n einem 
solchen Falle noch 360 M i l l Dol lar jährlich mehr an Zinsen an 
ihre westlichen Gläubiger zu überweisen. 1 1 Die pol i t i sch ratio­
nale und einsichtige Forderung nach einem zweiten Marshall-
Plan steht m i t h i n vor einem makroökonomischen D i l e m m a , 
das unter den gegebenen Umständen einer nur geringen inter­
nen Umverteilungsbereitschaft der westlichen Geberländer 

nur abgemildert werden kann, wenn die quanti tat iven D i m e n ­
sionen des geforderten West-Ost-Transfers entsprechend k le in ­
gehalten werden. Gemessen an den idealen Sollgrößen verrin­
gerte Transfers von West nach Ost impl iz ieren fre i l ich längere 
Zeiträume für die Transformationsprozesse. Sollen die Ent­
wicklungsinteressen der Länder der D r i t t e n Welt i n der näch­
sten Z u k u n f t n icht völlig verspielt werden, w i r d sich jede 
Marshall-Plan-Init iative m i t solchen längeren Zei thor izonten 
zu arrangieren haben. I n diesem Falle w i r d allerdings jede kon-
notative Bezugnahme auf den ursprünglichen Marshall-Plan, 
der über den Z e i t r a u m von vier Jahren angelegt war, absurd. 
Die West-Ost-Transfers entsprächen dann eher einem interna­
t ionalen Solidarausgleich, von dem unter universalistischen 
Gesichtspunkten die verschuldeten Länder der D r i t t e n Welt 
n icht ausgenommen werden könnten. 
Eine solche Perspektive erscheint heute n icht unrealistisch. 
Nachdem viele Länder der D r i t t e n Welt auf den f inanziel len 
Ressourcenfluß mult i lateraler Ins t i tu t ionen w i e westlicher 
Regierungen nach Osteuropa zunächst m i t großem Mißtrauen 
u n d auch m i t Ängsten reagiert haben, w i r d diese Solidaritäts­
akt ion heute zunehmend als Chance begriffen, durch geeigne­
te wirtschafts- u n d gesellschaftspolitische U m s t r u k t u r i e ­
rungsmaßnahmen selbst die Grundlagen für eine langfristige 
wirtschaft l iche Erholung zu bereiten. Dazu wäre es fre i l ich er­
forderlich, daß diese Länder i n ein umfassendes Programm ei­
nes internationalen Solidarausgleichs integriert würden. E in 
solches Programm hätte neben technischen u n d koordinieren­
den Funktionen vor a l lem die Aufgabe, sowohl den östlichen 
Ländern als auch denen der D r i t t e n Welt solide außenwirt­
schaftliche Bedingungen zur Umsetzung ihrer nationalen U m ­
strukturierungsprogramme zu schaffen. Z u diesen Rahmenbe­
dingungen zählen n icht nur die Beseitigung von M a r k t z u t r i t t s ­
barrieren auf westlichen Märkten u n d die Bereitstellung neuer 
finanzieller M i t t e l , wie sie etwa von der ECE favorisiert wer­
den, sondern vor a l lem Maßnahmen zur drastischen Erleichte­
rung der Schuldendienstverpflichtungen. Gerade w e i l Osteuro­
pa u n d den Ländern der D r i t t e n Welt die hohe u n d z u m Tei l 
überhohe Verschuldung gegenüber dem westlichen Ausland 
gemeinsam ist, drängt sich eine konzertierte A k t i o n der west­
l ichen Gläubigerländer zur entwicklungs- und transforma-
tionsfördernden Lösung des Altschuldenproblems geradezu 
auf. Was die westlichen Gläubiger i m Falle der deutschen A u ­
ßenschulden m i t dem Londoner Schuldenabkommen des Jah­
res 1952 gleichsam i n Verlängerung der Marshall -Plan-Init iat i ­
ve vorgemacht haben, sollte heute den Kreditgebern Osteuro­
pas und der D r i t t e n Welt nur b i l l i g sein: Großzügige Schulden-
diensterleichterungen und Schuldenstreichungen stehen auf 
der polit ischen Tagesordnung der neunziger Jahre. Eine auf die­
se Weise erweiterte Ini t iat ive eines zweiten Marshall-Plans 
würde sich auf der Höhe der Probleme bewegen und andeuten, 
wie eine neue Weltordnung nach dem Zusammenbruch des 
West-Ost-Konflikts aussehen könnte. 

1 Erneut voigetragen hat sie dann die »Argumente für ein zweites Europäisches 
Wiederaufbauprogramm" im letzten Herbst in dem von ihr herausgegebenen 
Periodikum: Economic Bulletin for Europe, Vol.43 (1991), S.7ff. ( U N Puhl. 
E.91.II.E.39). 

2 Jeffrey Sachs, Crossing the Valley of Tears in East European Reform, in: 
Challenge, September/October 1991, S.31. 

3 Vgl. zu den Daten und Maßnahmen E C E (Anm.l), S.99. 
4 Vgl. E C E (Anm.l), S.8f. 
5 Vgl. etwa Peter Gowan, Western Economic Diplomacy and the New Eastern 

Europe, in : New Left Review, No.182 (1990). 
6 Vgl. dazu Susan M . Coll ins/Dani Rodrik, Eastern Europe and the Soviet 

Union in the World Economy, Washington (Institute for International Econo­
mics), May 1991, S.82. 

7 Siehe Anm.6. 
8 Elmar Altvater/Kurt Hübner, Das Geld einer mittleren Hegemonialmacht. 

E i n kleiner Streifzug durch die ökonomische Geschichte der B R D , in : 
P R O K L A , Nr. 73 (1988). 

9 So etwa Dieter Senghaas, Der Osten - Hinterhof oder Wirtschaftspartner?, in : 
Frankfurter Rundschau v.10.1.1992. 

10 Vgl. zu diesen Simulationsrechnungen Collins/Rodrik (Anm.6), S.98ff. 
11 Siehe Anm.10. 
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